
Ärztliche Schweigepflicht bei Abgabenprüfungen

Trotz seiner Verschwiegenheitsverpflichtung unterliegt der Arzt wie jeder andere 
Steuerpflichtige während einer Betriebsprüfung der Mitwirkungs-, Offenlegungs- und 
Wahrheitspflicht gegenüber der Finanz.

Die ärztliche Schweigepflicht verbietet dem Arzt, Patientendaten wie Namen, wirtschaftliche 
oder persönliche Verhältnisse des Patienten an Dritte weiterzugeben. Dennoch unterliegt er aber 
während einer Betriebsprüfung der Mitwirkungs-, Offenlegungs- und Wahrheitspflicht 
gegenüber der Finanzverwaltung. Inwieweit kann der Arzt eine Urkundenvorlage aufgrund der 
Schweigepflicht rechtmäßig verweigern?

Verpflichtung, bei der Betriebsprüfung mitzuwirken

Zu Konflikten kann es bei einer Betriebsprüfung dadurch kommen, dass einerseits die 
Verschwiegenheitpflicht nicht dazu führen darf, dass die Behörden bei der Prüfung behindert 
werden oder die Abgabenerhebung erschwert wird. Andererseits sind Ärzte verpflichtet, bei der 
Betriebsprüfung insofern mitzuwirken, als dem Betriebsprüfer die notwendigen Auskünfte 
erteilt, Buchhaltungsunterlagen vorgelegt und diese (bei Bedarf) erläutert werden. Die 
Aufzeichnungen und Belege des Arztes müssen so geführt werden, dass ein sachverständiger 
Dritter in einer angemessenen Zeit eine vollständige und klare Übersicht über die 
Vermögenslage gewinnen kann und dass jeder einzelne Geschäftsfall nachvollziehbar ist.

Können die Besteuerungsgrundlagen von der Betriebsprüfung nicht ermittelt werden, so besteht 
eine Befugnis der Finanzverwaltung, den Umsatz bzw. den Gewinn des Arztes zu schätzen.

Sensible Daten unkenntlich machen

Üblicherweise nimmt die Betriebsprüfung Einsicht in die Buchhaltungsunterlagen sowie die 
dazugehördenden Belege, wie Ein- und Ausgangsrechnungen oder Kassabuch. In der Regel sind 
aber gerade in diesen Unterlagen schützenswerte Informationen von Patienten, wie etwa der 
Name der Patienten, persönliche Patientendaten, welche Leistungen für den jeweiligen 
Patienten erbracht wurden, etc. enthalten. Problematisch aus Sicht der Schweigepflicht ist vor 
allem, wenn die Identität eines Patienten mit dessen Diagnose verbunden werden kann.

Ein Ausweg aus dieser Pflichtenkollision kann nur durch den Versuch erfolgen, beiden 
gesetzlichen Verpflichtungen - Mitwirkung und Verschwiegenheit - bestmöglich zu 
entsprechen. So hat der Arzt die Möglichkeit, sensible Daten unkenntlich zu machen, bevor er 
die Unterlagen übergibt (wobei das Auslacken nicht auf Originalpapieren erfolgen sollte!). Der 
Finanzbehörde ist es laut Judikatur nämlich zuzumuten, in anonymisierte Ausgangsrechnungen 
oder Kontoauszüge Einsicht zu nehmen. Eine weitere Möglichkeit wäre die Organisation der 
Patientenbuchhaltung mit numerischer Kennzeichnung, bei der jedem Patienten eine 
Nummer zugewiesen wird. Eine Verknüpfung zwischen Beleg (Honorarnote) und Buchhaltung 
ist damit unproblematisch möglich.

Nachteilige Schätzung vermeiden

Der Arzt kann sich im Rahmen einer Betriebsprüfung somit zu Recht auf seine 
Verschwiegenheitsverpflichtung berufen und muss aus diesem Grund nicht alle Daten wie 
Namen, Adresse etc. seiner Patienten bekannt geben. 



Ihn trifft jedoch eine erhöhte abgabenrechtliche Mitwirkungspflicht, um eine unter Umständen 
nachteilige Schätzung der Besteuerungsgrundlagen durch die Abgabenbehörde zu vermeiden. 
Auch die Kosten (z.B. für die Unkenntlichmachung der Daten) sind von ihm zu tragen.

Eine rechtzeitige Beratung und eine entsprechende Organisation der Ordination sind daher 
unabdingbar und vermeiden späteren Stress bei Prüfungen. In diesem Sinne stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung!
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